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1. Instanz

Aktenzeichen S 13 AL 135/17
Datum 22.01.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 11 AL 15/19
Datum 25.01.2021

3. Instanz

Datum -

Die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Bremen vom
22. Januar 2019 wird zurÃ¼ckgewiesen. 

Kosten sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu erstatten. 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

Â 

Tatbestand 

Die Beteiligten streiten um die Aufhebung der GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld
fÃ¼r die Zeit vom 1.Â Februar bis 30. April 2017 sowie um eine diesbezÃ¼glich von
der Beklagten geltend gemachte Erstattungsforderung iHv insgesamt 5.004,15
Euro. 

Â 
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Der 1976 geborene KlÃ¤ger bezog nach einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung als
Berufskraftfahrer von der Beklagten seit dem 29. Dezember 2016 Arbeitslosengeld
(Alg) nach MaÃ�gabe des Sozialgesetzbuches Drittes Buch â�� ArbeitsfÃ¶rderung
â�� (SGB III) in HÃ¶he eines tÃ¤glichen Leistungsbetrags von 42,51 Euro
(Bewilligungs- und Ã�nderungsbescheide vom 10. und 24. Januar 2017). Die fÃ¼r
diesen Alg-Bezug erforderliche persÃ¶nliche Arbeitslosmeldung erfolgte am 19.
Dezember 2016. Ausweislich des Verbis-Vermerks der Beklagten meldete sich der
KlÃ¤ger an diesem Tag bei der Agentur fÃ¼r Arbeit mit Wirkung ab 24. Dezember
2016 arbeitslos. Weiterhin wurde vermerkt, dass er den Antrag auf Alg online
ausfÃ¼llen werde (sog â��eServiceâ��). Ihm seien neben anderen Unterlagen auch
das Merkblatt 1 ausgehÃ¤ndigt worden (vgl Verbis-Vermerk vom 19.Â Dezember
2016, Bl 88f der Gerichtsakte â�� GA -).

Zum weiteren Verfahrensablauf hat die Beklagte vorgetragen, dass dem KlÃ¤ger
Benutzername und Kennwort fÃ¼r den eService am 27. Dezember 2016
Ã¼bersandt und am 29. Dezember 2016 im Rahmen eines BeratungsgesprÃ¤ches
persÃ¶nlich ausgehÃ¤ndigt worden seien. Der KlÃ¤ger habe dann noch am 29.
Dezember 2016 den Alg-Antrag elektronisch gestellt (vgl Alg-Antrag vom 29.
Dezember 2016 mit dem Aufdruck â��â�¦ Ã¼bermittelt am 29.12.2016â��, Bl 376ff
der Verwaltungsakte â�� VA -). In diesem Online-Antrag habe der KlÃ¤ger die
Kenntnisnahme des Merkblattes fÃ¼r Arbeitslose bestÃ¤tigt (Bl 381 VA). Ohne
diese BestÃ¤tigung wÃ¤re es technisch auch nicht mÃ¶glich gewesen, den Antrag
elektronisch zu Ã¼bermitteln (Bl 81 GA).

Dagegen hat der KlÃ¤ger im Berufungsverfahren zunÃ¤chst vorgetragen, sich nicht
daran erinnern zu kÃ¶nnen, das Merkblatt 1 erhalten zu haben. SpÃ¤ter hat er
vorgetragen, das Merkblatt 1 nicht erhalten zu haben. Er habe den Alg-Antrag nicht
online gestellt, sondern sich telefonisch arbeitslos gemeldet und dann einen
persÃ¶nlichen Termin erhalten. Die Antragsunterlagen habe er ausgefÃ¼llt und
anschlieÃ�end eingereicht. An das Datum der Einreichung der Antragsunterlagen
kÃ¶nne er sich nicht mehr erinnern, da dies bereits zu lange her sei.

Â 

Am 20. April 2017 erfuhr die Beklagte im Rahmen eines Datenabgleichs, dass der
KlÃ¤ger von der H. I. GmbH (im Folgenden: B-GmbH) bei der zustÃ¤ndigen
Einzugsstelle fÃ¼r die Zeit vom 1. bis 7. Februar 2017 als versicherungspflichtiger
Arbeitnehmer angemeldet worden war. Auf Nachfrage der Beklagten gab die B-
GmbH zunÃ¤chst an, den KlÃ¤ger in der Zeit vom 1. Februar 2017 (Mittwoch) bis 7.
Februar 2017 (Dienstag) bei einer regelmÃ¤Ã�igen Arbeitszeit von 48 Stunden pro
Woche gegen Arbeitsentgelt als Berufskraftfahrer beschÃ¤ftigt zu haben. Das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis sei aufgrund eines am 7. Februar mit sofortiger
Wirkung geschlossenen Aufhebungsvertrags beendet worden (Arbeitsbescheinigung
vom 4. Mai 2017). SpÃ¤ter korrigierte die B-GmbH diese Angaben dahingehend,
dass es sich bei der Meldung von sozialversicherungspflichtigem Arbeitsentgelt um
einen Fehler der Buchhaltung gehandelt habe. Es habe sich um ein
ProbearbeitsverhÃ¤ltnis gehandelt, fÃ¼r das keine VergÃ¼tung gezahlt worden sei.
Der Aufforderung der Beklagten, den der TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers
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zugrundeliegenden Arbeitsvertrag zu Ã¼bersenden, kam die B-GmbH nicht nach
(vgl E-Mail vom 27. Juli 2017). 

Â 

Die Beklagte hÃ¶rte den KlÃ¤ger mit Schreiben vom 26. April 2017 zu einer
beabsichtigten Aufhebung der Alg-GewÃ¤hrung ab 1. Februar 2017 sowie zu einer
beabsichtigten RÃ¼ckforderung des gewÃ¤hrten Alg sowie der gezahlten Kranken-
und PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge an. Eine Stellungnahme zu einer mÃ¶glichen
Verletzung von Mitteilungspflichten bzw zu einer etwaigen Kenntnis des KlÃ¤gers
vom Wegfall des Alg-Anspruchs ist im AnhÃ¶rungsschreiben nicht ausdrÃ¼cklich
erbeten worden. 

Â 

In seiner Antwort entschuldigte sich der KlÃ¤ger, seiner Meldepflicht nicht â��vom
ersten Tagâ�� nachgekommen zu sein. Er habe sich in der zweiten Februarwoche
bei der Agentur fÃ¼r Arbeit melden wollen. Da er aber am 5. Februar 2017 erfahren
habe, zukÃ¼nftig in der Nachtschicht arbeiten zu sollen, habe â��alles seinen
Laufâ�� genommen. Nachtarbeit sei fÃ¼r ihn nicht in Betracht gekommen, weil
seine Frau nachts unter AngstzustÃ¤nden leide. Bis dahin sei ihm nicht mitgeteilt
worden, dass genau fÃ¼r diese Schicht ein Fahrer gesucht werde. Der letzte Tag
der Einarbeitung sei der 5. Februar 2017 gewesen. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis sei zum
7. Februar 2017 wieder aufgehoben worden. Er habe von der B-GmbH keine
Leistungen (Gehalt, Spesen oder NachtzuschlÃ¤ge) und auch keine Abrechnung
erhalten. Er habe sich leider keine Gedanken Ã¼ber sein â��Nichtmeldenâ��
gemacht. Es sei nicht seine Absicht gewesen, Leistungen zu unterschlagen oder zu
Unrecht zu beziehen (Stellungnahme vom 1. Mai 2017). 

Â 

Die Beklagte hob daraufhin die Alg-GewÃ¤hrung mit Wirkung ab 1.Â Februar 2017
auf. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, dass der KlÃ¤ger 15 Stunden oder mehr pro
Woche abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt gewesen sei. Seine vorherige Arbeitslosmeldung sei
dadurch unwirksam geworden. Alg sei fÃ¼r die Zeit vom 1. Februar bis 30. April
2017 zu Unrecht gewÃ¤hrt worden und vom KlÃ¤ger zu erstatten. Der
Erstattungsbetrag setzte sich aus dem in dieser Zeit gewÃ¤hrten Alg iHv 3.825,90
Euro sowie aus den in der Zeit vom 8. Februar bis 30. April 2017 entrichteten
Kranken- und PflegeversicherungsbeitrÃ¤gen iHv 1.178,25 Euro zusammen
(Gesamtbetrag: 5.004,15 Euro; vgl im Einzelnen: Aufhebungs- und
Erstattungsbescheid vom 10. Mai 2017, Bl 429 VA, sowie Aufhebungsbescheid vom
10. Mai 2017, Bl 431 VA). 

Â 

Mit Widerspruch vom 8. Juni 2014 machte der KlÃ¤ger ergÃ¤nzend geltend, dass in
der Zeit vom 1. bis 7. Februar 2017 noch gar kein ArbeitsverhÃ¤ltnis bestanden
habe. Es habe im Vorfeld die Einigung bestanden, dass es zu einem
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ArbeitsverhÃ¤ltnis kommen solle. Zuvor habe er bei der B-GmbH auf Probe arbeiten
sollen. WÃ¤hrend der Probearbeit sei der KlÃ¤ger nur mit Mitarbeitern der B-GmbH
mitgefahren und habe sich alles angeschaut. Entsprechend der Vereinbarung zur
Probezeit sei kein Lohn gezahlt worden. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis sei dann wegen der
dem KlÃ¤ger bis dahin nicht bekannten zukÃ¼nftigen Arbeitszeiten (16.00 Uhr bis
2.00 Uhr) noch vor Antritt des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses â��storniertâ��
worden. Die unbezahlte Probearbeit sei zur Anbahnung eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses
gedacht gewesen. Es widerspreche dem Vermittlungsauftrag der Beklagten, wenn
bereits die Anbahnung eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses zum Verlust des Alg-Anspruchs
fÃ¼hre. 

Â 

Der Widerspruch wurde mit der ergÃ¤nzenden BegrÃ¼ndung zurÃ¼ckgewiesen,
dass die als Praktikum bezeichnete BeschÃ¤ftigung einer normalen BeschÃ¤ftigung
gleichzusetzen sei. Unerheblich sei, ob Arbeitsentgelt gezahlt worden sei.
Entscheidend sei lediglich, dass die BeschÃ¤ftigung mit einer Arbeitszeit von mehr
als 15 Stunden wÃ¶chentlich ausgeÃ¼bt worden sei. Hinzu komme, dass von
Beginn an ein ArbeitsverhÃ¤ltnis in Aussicht gestellt worden sei. UnabhÃ¤ngig von
der Bezahlung sei Fakt, dass der KlÃ¤ger in der Zeit vom 1. bis 7. Februar 2017
beschÃ¤ftigt gewesen sei. Mangels einer unverzÃ¼glichen Anzeige dieser
BeschÃ¤ftigung sei die Wirkung der Arbeitslosmeldung erloschen, so dass auch der
Alg-Anspruch entfallen sei. Ã�ber die Regelung im Ausgangsbescheid hinaus seien
die Kranken- und PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge auch fÃ¼r die Zeit vom 1. bis zum
7.Â Februar 2017 zu erstatten, so dass sich die Gesamtforderung auf 5.103,52 Euro
(bislang: 5.004,15 Euro) erhÃ¶he (Widerspruchsbescheid vom 3. August 2017). 

Â 

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 11. August 2017 beim Sozialgericht (SG) Bremen
Klage erhoben. Die Probearbeit kÃ¶nne keiner normalen BeschÃ¤ftigung
gleichgestellt werden, da der KlÃ¤ger lediglich mitgefahren sei und sich die Arbeit
der Kollegen angeschaut habe. Er habe keinen Lohn erhalten. Angesichts dieser
unbezahlten Probearbeit habe er auch weder vorsÃ¤tzlich noch grob fahrlÃ¤ssig
seine Mitteilungspflichten verletzt. Die unbezahlte und auf eine zukÃ¼nftige
BeschÃ¤ftigung gerichtete Probearbeit dÃ¼rfe nicht dazu fÃ¼hren, den Alg-
Anspruch zu verlieren. Die erstmals mit Widerspruchsbescheid erfolgte
RÃ¼ckforderung von Kranken- und PflegeversicherungsbeitrÃ¤gen fÃ¼r die Zeit
vom 1. bis 7. Februar 2017 sei rechtswidrig. Sie sei nicht Gegenstand des
Ausgangsbescheides gewesen. 

Â 

Auf den Hinweis des SG, dass die Beklagte den KlÃ¤ger bislang nicht zu den
subjektiven Voraussetzungen des Â§ 48 SGB X angehÃ¶rt habe, hat die Beklagte
den KlÃ¤ger erneut angehÃ¶rt (AnhÃ¶rungsschreiben vom 21. Februar 2018, Bl 31a
GA) und nach Eingang seiner Stellungnahme (Schreiben vom 9. Februar 2018, Bl.
37 GA) an der getroffenen Entscheidung festgehalten (vgl hierzu: an den KlÃ¤ger
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persÃ¶nlich gerichtetes und seinem ProzessbevollmÃ¤chtigten Ã¼bersandtes
Schreiben der Beklagten vom 17. Juli 2018, Bl 40 GA). Hiergegen hat der KlÃ¤ger
eingewandt, dass sein Vorbringen aus der nachgeholten AnhÃ¶rung nicht
hinreichend gewÃ¼rdigt worden sei. 

Â 

Das SG hat die von der Beklagten erstmals im Widerspruchsbescheid geltend
gemachte Erstattungsforderung (BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung
fÃ¼r die Zeit vom 1. bis 7.Â Februar 2017 â�� Gesamtbetrag: 99,37 Euro)
aufgehoben, die Klage im Ã�brigen dagegen abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat es
ausgefÃ¼hrt, dass die Erstattungsforderung hinsichtlich der
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge auch fÃ¼r die Zeit vom 1. bis 7. Februar 2017 eine
rechtswidrige VerbÃ¶serung im Widerspruchsverfahren darstelle. Dagegen erweise
sich die Aufhebung der Alg-Bewilligung fÃ¼r die Zeit vom 1. Februar bis 30. April
2017 als rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger habe in der Zeit vom 1. bis 7. Februar 2017 mit
seiner TÃ¤tigkeit fÃ¼r die B-GmbH die sog Kurzzeitigkeitsgrenze von 15 Stunden
pro Woche Ã¼berschritten und sei deshalb nicht mehr arbeitslos gewesen. Auch bei
einem ProbearbeitsverhÃ¤ltnis handele es sich um eine BeschÃ¤ftigung iSd Â§Â 138
Abs 3 SGB III, selbst wenn hierfÃ¼r kein Arbeitsentgelt gezahlt werde. Durch die
Aufnahme der BeschÃ¤ftigung sei die Wirkung der Arbeitslosmeldung entfallen, da
der KlÃ¤ger seine BeschÃ¤ftigung ab 1. Februar 2017 nicht unverzÃ¼glich bei der
Beklagten angezeigt habe. Dem KlÃ¤ger sei seine Obliegenheit, leistungsrelevante
Ã�nderungen unverzÃ¼glich bei der Beklagten anzuzeigen, aus dem bei
Antragstellung Ã¼berreichten Merkblatt fÃ¼r Arbeitslose bekannt gewesen. Die
unterbliebene Mitteilung beruhe somit zumindest auf grober FahrlÃ¤ssigkeit. Der
Erstattungsanspruch ergebe sich aus Â§ 50 SGB X (Alg) bzw aus Â§ 335 SGB III
(Kranken- und PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge fÃ¼r die Zeit vom 8. Februar bis 30.
April 2017). Die erforderliche AnhÃ¶rung sei im Klageverfahren nachgeholt worden
(Gerichtsbescheid vom 22. Januar 2019). 

Â 

Gegen den dem KlÃ¤ger am 28. Januar 2019 zugestellten Gerichtsbescheid richtet
sich seine am 19. Februar 2019 eingelegte Berufung. Er weist nochmals darauf hin,
nur eine unbezahlte Probearbeit ausgeÃ¼bt zu haben, die aus Mitfahren und
Beobachten der Arbeitskollegen bestanden habe. Er selbst habe keine Arbeit
verrichtet. Ebenso wenig sei Lohn gezahlt worden. Eine Gleichstellung dieser
Probearbeit mit einer normalen BeschÃ¤ftigung kÃ¶nne nicht erfolgen. Er habe
gerade nicht erkennen kÃ¶nnen, dass die von ihm ausgeÃ¼bte Probearbeit zum
Wegfall des Alg fÃ¼hren kÃ¶nnte. Es sei Ã¼bliche Praxis, dass im Rahmen der
Arbeitsuche Probearbeit getÃ¤tigt werde. Eine hierauf gestÃ¼tzte
Leistungsentziehung widerspreche dem Vermittlungsauftrag der Beklagten. Er habe
das Merkblatt 1 nicht erhalten. 

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,
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den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Bremen vom 22. Januar 2019 abzuÃ¤ndern
sowie die Aufhebungs- und Erstattungsbescheide der Beklagten vom 10. Mai 2017
in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 3. August 2017 vollstÃ¤ndig
aufzuheben. 

Â 

Die Beklagte beantragt, 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Â 

Sie bezieht sich zur BegrÃ¼ndung auf die AusfÃ¼hrungen im
Widerspruchsbescheid und im angefochtenen Gerichtsbescheid. ErgÃ¤nzend
verweist die Beklagte auf Entscheidungen des erkennenden Senats Â vom 2.
Oktober 2013 und 21. MÃ¤rz 2019 â�� L 11 AL 45/13 B und L 11 AL 9/16 â��,
wonach die Kurzzeitigkeitsgrenze auch fÃ¼r ProbearbeitsverhÃ¤ltnisse gelte.

Â 

Der Senat hat den KlÃ¤ger hinsichtlich seines Vortrags, keinen online-Antrag
gestellt zu haben, auf die das Gegenteil belegende Aktenlage sowie seine ihm
obliegende prozessuale Wahrheitspflicht hingewiesen. Mit der Nachfrage, ob der
KlÃ¤ger gleichwohl an seinem Vortrag zum Ablauf der Antragstellung festhalte, hat
der Senat auch um Stellungnahme zu einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung (Â§ 124 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) gebeten. Daraufhin hat
der KlÃ¤ger mitgeteilt, dass er â��auf den ErÃ¶rterungsterminâ�� verzichte und um
eine Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung bitte (Schriftsatz vom 6. Januar
2021).

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhaltes und des Ã¼brigen Vorbringens
der Beteiligten wird auf die den KlÃ¤ger betreffende Verwaltungsakte der Beklagten
sowie die erst- und zweitinstanzliche Gerichtsakte verwiesen. Sie sind Gegenstand
der Entscheidungsfindung gewesen. 

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde 

Der Senat entscheidet Ã¼ber die Berufung mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten
(SchriftsÃ¤tze vom 6. und 8. Januar 2021) ohne mÃ¼ndliche Verhandlung (Â§ 124
Abs 2 SGG).
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Â 

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, jedoch unbegrÃ¼ndet.
Das SG hat die Klage, soweit sie die Aufhebung der Alg-Bewilligung fÃ¼r die Zeit
vom 1. Februar bis 30. April 2017 und die Erstattungsforderung iHv 5.004,15 Euro
betrifft (Alg fÃ¼r die Zeit vom 1. Februar bis 30. April 2017 sowie Kranken- und
PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge fÃ¼r die Zeit vom 8. Februar bis 30. April 2017),
rechtsfehlerfrei abgewiesen.

Â 

Rechtsgrundlage fÃ¼r die Aufhebung der Alg-Bewilligung ist Â§ 48 Abs 1 Satz 1 SGB
X in Verbindung mit Â§ 330 Abs 3 SGB III. Danach sind Verwaltungsakte mit
Dauerwirkung (hier: Bewilligungs- und Ã�nderungsbescheide vom 10. und 24.
Januar 2017) aufzuheben, soweit in den tatsÃ¤chlichen und rechtlichen
VerhÃ¤ltnissen, die bei ihrem Erlass vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung
eintritt.

Â 

In den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass der Bewilligungs- und
Ã�nderungsbescheide vom 10. und 24. Januar 2017 vorgelegen hatten, trat am 1.
Februar 2017 eine wesentliche Ã�nderung ein. An diesem Tag nahm der KlÃ¤ger
eine BeschÃ¤ftigung von mindestens 15 Stunden pro Woche auf, so dass er nicht
mehr beschÃ¤ftigungslos war. Damit entfiel auch der Anspruch auf Alg, da dieser ua
voraussetzt, dass der betroffene Arbeitnehmer arbeitslos ist (Â§Â§ 136 AbsÂ 1 Nr 1, 
137 AbsÂ 1 Nr 1 SGB III). 

Â 

Arbeitslos ist ein Arbeitnehmer, der nicht in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
steht, sich bemÃ¼ht, seine BeschÃ¤ftigungslosigkeit zu beenden und den
VermittlungsbemÃ¼hungen der Agentur fÃ¼r Arbeit zur VerfÃ¼gung steht (Â§ 138
SGB III). Nach Â§Â 138 Abs 3 SGBÂ III schlieÃ�t die AusÃ¼bung einer
BeschÃ¤ftigung die BeschÃ¤ftigungslosigkeit nicht aus, wenn die Arbeitszeit
weniger als 15 Stunden wÃ¶chentlich umfasst (sog Kurzzeitigkeitsgrenze);
gelegentliche Abweichungen von geringer Dauer bleiben unberÃ¼cksichtigt. Auf die
HÃ¶he des erzielten Entgelts kommt es bei der PrÃ¼fung des Tatbestandsmerkmals
â��Arbeitslosigkeitâ�� hingegen generell nicht an (vgl BSG, Urteil vom 9. Februar
2006 â�� B 7a AL 58/05 R -).

Â 

Seit Aufnahme des ProbearbeitsverhÃ¤ltnisses war der KlÃ¤ger nicht mehr
beschÃ¤ftigungslos, sondern stand in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis. 

Â 
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Der (leistungsrechtliche) Begriff des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses bestimmt sich
in Anlehnung an Â§ 7 SGB IV. Danach ist die BeschÃ¤ftigung die nichtselbstÃ¤ndige
Arbeit, insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Anhaltspunkte fÃ¼r eine
BeschÃ¤ftigung sind eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die
Arbeitsorganisation des Weisungsgebers. Nach Â§ 7 AbsÂ 2 SGB IV gilt als
BeschÃ¤ftigung auch der Erwerb beruflicher Kenntnisse, Fertigkeiten oder
Erfahrungen im Rahmen betrieblicher Berufsausbildung. Das bedeutet, dass eine
BeschÃ¤ftigung dann als gegeben anzusehen ist, wenn der Versicherte seine
Arbeitskraft einem Dritten unterstellt, also sich dessen Direktionsrecht unterwirft.
Die persÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit erfordert zum einen die Eingliederung in den
Betrieb und zum anderem die Unterordnung unter das Weisungsrecht des
Arbeitgebers hinsichtlich Zeit, Dauer, Art und Ort der Arbeitsleistung. Daneben ist
entscheidend, dass Gegenstand des RechtsverhÃ¤ltnisses die Leistung
fremdnÃ¼tziger Arbeit von wirtschaftlichem Wert im Rahmen eines wirtschaftlichen
AustauschverhÃ¤ltnisses ist (vgl im Einzelnen: Gutzler in: Heinz/Schmidt-De
Caluwe/Scholz, SGB III, 7. Auflage 2021, Â§ 138 Rn 20 mwN). 

Â 

Dies zugrunde gelegt war der KlÃ¤ger wÃ¤hrend seines ProbearbeitsverhÃ¤ltnisses
mindestens 15 Stunden pro Woche beschÃ¤ftigt. Er hatte sich dem Direktionsrecht
der B-GmbH unterworfen und seiner Arbeitgeberin seine vollschichtige Arbeitskraft
zur VerfÃ¼gung gestellt (bis zu 48 Stunden pro Woche). Dass der KlÃ¤ger in der
gesamten Zeit seiner ZugehÃ¶rigkeit zur B-GmbH ausschlieÃ�lich mitgefahren und
den Arbeitskollegen nur bei deren Arbeit zugeschaut haben will, ist nicht
glaubwÃ¼rdig. Auch wenn der KlÃ¤ger in dieser Zeit in seine zukÃ¼nftigen
Aufgaben sowie die im BeschÃ¤ftigungsunternehmen Ã¼blichen ArbeitsablÃ¤ufe
eingewiesen worden sein wird, widerspricht es sowohl der Lebenserfahrung als auch
dem Wesen eines ProbearbeitsverhÃ¤ltnisses, dass keinerlei Arbeitsleistung
erbracht worden sein soll. SchlieÃ�lich will sich der zukÃ¼nftige bzw potentielle
Arbeitgeber mittels der Probearbeit einen Eindruck von der Arbeitsleistung des
Bewerbers verschaffen. Dies ist unmÃ¶glich, wenn der Bewerber sich
ausschlieÃ�lich passiv verhÃ¤lt (nÃ¤mlich nur mitfÃ¤hrt und den Arbeitskollegen bei
deren Arbeit zusieht). Bei lebensnaher Betrachtungsweise ist ausgeschlossen, dass
der KlÃ¤ger nicht auch â��mit angepacktâ�� hat, zB beim Be- und Entladen der
Kraftfahrzeuge. Somit hat der KlÃ¤ger zumindest auch Arbeiten von
wirtschaftlichem Wert erbracht. Dem steht nicht entgegen, dass der KlÃ¤ger
unentgeltlich tÃ¤tig geworden ist. Ein leistungsrechtlich relevantes
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis setzt keine Entgeltlichkeit voraus (vgl BSG, Urteil vom
9. Februar 2006 â�� B 7a AL 58/05 R -; LSG Saarland, Urteil vom 10.Â Dezember
2004 â�� L 8 AL 34/02 -; Urteile des erkennenden Senats vom 17. Mai 2011 und 26.
Juni 2012 â�� L 11 AL 40/08 und L 11 AL 75/11 -; Gutzler in:
Mutschler/Bartz/Schmidt-De Caluwe, aaO, Â§ 138 Rn 32 mwN).

Â 

Die von der Beklagten vorgenommene Leistungsaufhebung ist auch aus
verfahrensrechtlichen Gesichtspunkten nicht zu beanstanden. 
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Â 

Nach Â§ 48 Abs 1 Satz 2 Nr 2 SGB X iVm Â§ 330 Abs 3 SGB III sind Verwaltungsakte
(hier: Bewilligungs- und Ã�nderungsbescheide vom 10. und 24. Januar 2017) mit
Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit aufzuheben, soweit der Betroffene einer durch
Rechtsvorschrift vorgeschriebenen Pflicht zur Mitteilung wesentlicher fÃ¼r ihn
nachteiliger Ã�nderungen der VerhÃ¤ltnisse vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig nicht
nachgekommen ist.

Â 

Der KlÃ¤ger war nach Â§ 60 Abs 1 Satz 1 Nr 2 SGB I verpflichtet, alle Tatsachen
unverzÃ¼glich mitzuteilen, die fÃ¼r die Leistung erheblich sind. Da durch die
Aufnahme des ProbearbeitsverhÃ¤ltnisses der Alg-Anspruch entfiel (s.o.), bestand
die Verpflichtung des KlÃ¤gers, diesen Umstand mitzuteilen. 

Â 

Diese Mitteilungspflicht hat der KlÃ¤ger zumindest grob fahrlÃ¤ssig verletzt. Grobe
FahrlÃ¤ssigkeit liegt vor, wenn die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem
MaÃ�e verletzt wird (Â§ 45 AbsÂ 2 Satz 3 Nr 3Â  2. Halbsatz SGB X). 

Â 

Der KlÃ¤ger war Ã¼ber seine Mitteilungspflichten durch das ihm Ã¼berreichte
â��Merkblatt 1 fÃ¼r Arbeitslose â�� Ihre Rechte Ihre Pflichtenâ�� hinreichend
belehrt worden. Dieses Merkblatt war dem KlÃ¤ger am 19. Dezember 2016
Ã¼bergeben worden (vgl Verbis-Vermerk von diesem Tag, Bl Â 88f GA). Mit
Ã�bermittlung des Online-Alg-Antrags hatte der KlÃ¤ger zudem bestÃ¤tigt, vom
MerkblattÂ 1 fÃ¼r Arbeitslose Kenntnis genommen zu haben (vgl Darstellung des
Online-Antragsverfahrens durch die Beklagte, Schriftsatz vom 16. September 2020,
Bl 81, 83 GA). Soweit der KlÃ¤ger im Berufungsverfahren zunÃ¤chst vorgetragen
hat, keinen online-Antrag bei der Beklagten gestellt und somit auch das Merkblatt
nicht erhalten zu haben, wird dieser Vortrag offensichtlich nicht mehr
aufrechterhalten. SchlieÃ�lich hat der KlÃ¤ger auf seine Ladung zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung sowie nach ausdrÃ¼cklichem Hinweis auf seine prozessuale
Wahrheitspflicht (vgl LadungsverfÃ¼gung vom 7. Dezember 2020) auf den
â��ErÃ¶rterungsterminâ�� verzichtet und um eine Entscheidung ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung gebeten. Dies versteht der Senat dahingehend, dass der KlÃ¤ger an
seinem bisherigen Vortrag nicht mehr festhÃ¤lt (vgl hierzu auch bereits die
richterliche VerfÃ¼gung vom 8. Januar 2021, welcher der KlÃ¤ger nicht
entgegengetreten ist). Auch die dem Senat vorliegende Verwaltungsakte belegt,
dass der KlÃ¤ger seinen Alg-Antrag (Bl 376ff VA) auf elektronischem
Ã�bermittlungsweg gestellt hat (vgl hierzu den Aufdruck â��Online-Formular,
Ã¼bermittelt am 29. Dezember 2016â�� auf dem Antragsformular, Bl 376 â�� 380
VA, den Ã�bermittlungsnachweis auf Bl 381 VA sowie die Darlegungen der
Beklagten zum Ablauf einer online-Antragstellung im Schriftsatz vom 16. September
2020, Bl 81 GA). Im zuletzt genannten Schriftsatz hat die Beklagte nachvollziehbar
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und Ã¼berzeugend dargelegt, dass eine Antragstellung ohne BestÃ¤tigung der
Kenntnisnahme des Merkblatts technisch ausgeschlossen ist.

Â 

In dem dem KlÃ¤ger ausgehÃ¤ndigten â��Merkblatt 1 fÃ¼r Arbeitslose â�� Ihre
Rechte Ihre Pflichtenâ�� wird in Abschnitt 8.2 auf die unverzÃ¼gliche Pflicht zur
Meldung hingewiesen, insbesondere bei Aufnahme einer beruflichen TÃ¤tigkeit.
AusdrÃ¼cklich erwÃ¤hnt werden dort auch ProbearbeitsverhÃ¤ltnisse (vgl Seite 64f
des Merkblatts, Stand: MÃ¤rz 2016). Dass der KlÃ¤ger trotz dieser eindeutigen und
ohne Weiteres verstÃ¤ndlichen Hinweise die Aufnahme des
ProbearbeitsverhÃ¤ltnisses nicht von sich aus bei der Beklagten angezeigt hat, ist
zumindest grob fahrlÃ¤ssig. HierfÃ¼r spricht auch die Antwort des KlÃ¤gers auf das
AnhÃ¶rungsschreiben der Beklagten vom 26. April 2017. Dort entschuldigte sich der
KlÃ¤ger fÃ¼r das Unterlassen der Mitteilung von der Aufnahme des
ProbearbeitsverhÃ¤ltnisses. Dies zeigt, dass dem KlÃ¤ger seine Mitteilungspflicht im
Grundsatz durchaus bewusst war. Dies ist auch nachvollziehbar, da der KlÃ¤ger vor
dem 1. Januar 2017 bereits wiederholt Alg bezogen und das Merkblatt 1
ausgehÃ¤ndigt bekommen hatte. 

Â 

Nach alledem stellt sich der Umstand, dass der KlÃ¤ger die nach Â§ 60 SGB I
unverzÃ¼glich gebotene Mitteilung an die Beklagte zunÃ¤chst auf die zweite
Februarwoche verschoben hatte (vgl hierzu: Schreiben des KlÃ¤gers vom 1. Mai
2017) und dann wegen Nichtzustandekommen des ArbeitsverhÃ¤ltnisses
vollkommen unterlieÃ�, als Verletzung der Mitwirkungsobliegenheiten nach Â§ 60
SGB I dar. Da sich die Mitteilungspflicht lediglich auf Tatsachen bezieht (hier:
Aufnahme des ProbearbeitsverhÃ¤ltnisses), kann der KlÃ¤ger das Unterlassen der
Mitteilung auch nicht mit einem etwaigen Irrtum Ã¼ber die rechtlichen Folgen der
Aufnahme des ProbearbeitsverhÃ¤ltnisses rechtfertigen. 

Â 

Die Beklagte hat die Jahresfrist des Â§ 48 Abs 4 Satz 1 SGB X iVm Â§ 45 Abs 4 Satz
2 SGB X eingehalten. Die zunÃ¤chst nur unvollstÃ¤ndig durchgefÃ¼hrte AnhÃ¶rung
(Â§ 24 SGB X) ist im Klageverfahren wirksam nachgeholt worden (Â§ 41 Abs 1 Nr 3
SGB X).

Â 

Die Aufhebung der Alg-GewÃ¤hrung bis zum 30. April 2017 (und nicht nur bis zum
Ende des ProbearbeitsverhÃ¤ltnisses am 7. Februar 2017) erweist sich ebenfalls als
rechtmÃ¤Ã�ig, da der KlÃ¤ger sich nach Aufnahme des bei der Beklagten nicht
angezeigten ProbearbeitsverhÃ¤ltnisses in der Folgezeit nicht erneut persÃ¶nlich
arbeitslos gemeldet hatte (Â§Â§ 137 Abs 1 Nr 2, 141 AbsÂ 2 Nr 2 SGB III). Insoweit
verweist der Senat zur Vermeidung unnÃ¶tiger Wiederholungen gemÃ¤Ã� Â§ 153
Abs 2 SGG auf die zutreffenden und nicht ergÃ¤nzungsbedÃ¼rftigen
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AusfÃ¼hrungen des SG im angefochtenen Gerichtsbescheid (Seite 8, 2. Absatz).

Â 

Der Erstattungsanspruch fÃ¼r das in der Zeit vom 1. Februar bis 30. April 2017
gewÃ¤hrte Alg ergibt sich aus Â§ 50 Abs 1 SGB X, fÃ¼r die Kranken- und
PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge aus Â§ 335 Abs 1 und 5 SGB III. Fehler bei der
Berechnung des Erstattungsbetrages sind weder ersichtlich noch vom KlÃ¤ger
geltend gemacht worden. 

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. 

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs 2 SGG) liegen nicht vor. 

Erstellt am: 03.02.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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